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1. Ordnungsgemäße Buchführung im IT-Zeitalter 
 
Das Bundesfinanzministerium hat ein 38-seitiges Schreiben zu den Grund-
sätzen zur ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, 
Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Daten-
zugriff (GoBD) veröffentlicht. 
Die betrieblichen Abläufe in den Unternehmen werden ganz oder teilweise unter 
Einsatz von Informations- und Kommunikations-Technik abgebildet. Auch die 
nach außersteuerlichen oder steuerlichen Vorschriften zu führenden Bücher und 
sonst erforderlichen Aufzeichnungen werden in den Unternehmen zunehmend in 
elektronischer Form geführt (z. B. als Datensätze). Darüber hinaus werden in 
den Unternehmen zunehmend die aufbewahrungspflichtigen Unterlagen in 
elektronischer Form (z. B. als elektronische Dokumente) aufbewahrt. 
Das Bundesfinanzministerium äußert sich in diesem Zusammenhang in dem 
Schreiben vom 14.11.2014 zu folgenden Themen: 

· Verantwortlichkeit 
· Allgemeine Anforderungen 
· Belegwesen (Belegfunktion) 
· Aufzeichnung der Geschäftsvorfälle in zeitlicher Reihenfolge und in sach-

licher Ordnung (Grund(buch)aufzeichnungen, Journal- und Kontenfunkti-
on) 

· Internes Kontrollsystem (IKS) 
· Datensicherheit 
· Unveränderbarkeit, Protokollierung von Änderungen 
· Aufbewahrung 
· Nachvollziehbarkeit und Nachprüfbarkeit 
· Datenzugriff 
· Zertifizierung und Software-Testate 

 
 
2. Ermäßigter Steuersatz für Nachzahlungen der Kas-

senärztlichen Vereinigung? 
 
Erhält ein Freiberufler von der Kassenärztlichen Vereinigung eine Nachzah-
lung für eine mehrjährige Tätigkeit, kann er diese Gelder möglicherweise 
mit dem ermäßigten Einkommensteuersatz nach der sog. 
Fünftelungsregelung versteuern. Entscheidend ist, ob die Zahlung in einem 
oder in mehreren Jahren geflossen ist. 
Die Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen verweist zunächst auf das Urteil 
des Bundesfinanzhofs vom 14.12.2006, wonach auch bei Freiberuflern steuer-
begünstigte Einkünfte vorliegen können, wenn ihnen Vergütungen für eine 
mehrjährige Tätigkeit aufgrund eines vorausgegangenen Rechtsstreits zusam-
mengeballt zufließen. Der Urteilsfall betraf einen Psychotherapeuten, der wegen 
einer vom Landessozialgericht als zu niedrig erachteten Punktbewertung eine 

Nachzahlung von der Kassenärztlichen Vereinigung erhalten hatte, die 6 zurück-
liegende Jahre betraf. 
Anwendung der Rechtsprechungsgrundsätze 
Die Oberfinanzdirektion erklärt, dass die Urteilsgrundsätze von der Finanzver-
waltung allgemein angewendet werden und somit auch vergleichbare Nachzah-
lungen an Freiberufler steuerlich begünstigt sein können. Die Finanzämter 
wenden den ermäßigten Steuersatz demnach z. B. an, wenn 

· der Bewertungsausschuss, der für die Honorarfestlegung zuständig ist, 
rückwirkend eine abweichende Honorarverteilung beschließt und 

· die Kassenärztliche Vereinigung dem Arzt bzw. Psychotherapeuten 
(durch Erlass eines Abrechnungsergänzungsbescheids) nachträglich zu-
sätzliche Vergütungen zahlt, die wirtschaftlich für mindestens 2 Jahre 
nachgezahlt werden. 

Zwar muss die Nachzahlung für mindestens 2 Jahre geleistet werden, allerdings 
sollte sich die Auszahlung möglichst nicht über mehrere Veranlagungszeiträume 
erstrecken. Denn die Oberfinanzdirektion weist auf folgende Unterscheidung hin: 

· Wird die Nachzahlung über 3 oder mehr Jahre verteilt ausgezahlt, kommt 
nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs keine ermäßigte Be-
steuerung in Betracht, weil in diesem Fall keine Zusammenballung von 
Einkünften mehr vorliegt. 

· Bei einer Nachzahlung, die über 2 Jahre verteilt ausgezahlt wird, ist mo-
mentan noch nicht höchstrichterlich geklärt, ob der ermäßigte Steuersatz 
angewandt werden kann. 

Fazit 
Hat ein Freiberufler entsprechende Nachzahlungen in nur einem Veranlagungs-
zeitraum bezogen, erfüllt er in der Regel das Kriterium der Zusammenballung 
und kann daher regelmäßig den ermäßigten Einkommensteuersatz beanspru-
chen. Wurde ihm die Nachzahlung hingegen über 2 Jahre verteilt ausgezahlt, 
steht eine abschließende Klärung durch den Bundesfinanzhof noch aus. In 
diesen Fällen kann sich der Freiberufler mit einem Einspruch gegen eine abge-
lehnte ermäßigte Besteuerung wenden und unter Hinweis auf das anhängige 
Verfahren das Ruhen des Verfahrens beantragen (sog. Zwangsruhe). Sofern 
sich die Auszahlung über 3 oder mehr Jahre erstreckt hat, lässt die Recht-
sprechung hingegen keinen Raum für eine ermäßigte Besteuerung. 
 
 
3. Neue Sachbezugswerte ab 01.01.2015 
 
Ab 1.1.2015 erhöht sich der Sachbezugswert für Unterkunft und Miete auf 
223 EUR. Der Monatswert für Verpflegung bleibt 2015 unverändert bei 229 
EUR. 
Die Sachbezugswerte sind für das Jahr 2015 angepasst worden. Gegenüber 
dem Jahr 2014 ergibt sich ein Anstieg nur bei dem Wert für Unterkunft und 
Miete. Der Wert für Verpflegung hat sich gegenüber dem Vorjahr nicht verändert. 
Entwicklung der Verbraucherpreise 
Die Entwicklung der Verbraucherpreise ist für die Sachbezugswerte für Verpfle-
gung und Unterkunft maßgebend. Für das Jahr 2015 ist der Verbraucherpreisin-
dex im Zeitraum von Juni 2013 bis Juni 2014 relevant. Der Verbraucherpreisin-
dex für Verpflegung hat sich gegenüber dem Vorjahr nicht verändert. Der Ver-
braucherpreisindex für Unterkunft oder Mieten stieg um 1,1 %. 
Sachbezugswert für Verpflegung 
Der Monatswert für Verpflegung bleibt ab 1.1.2015 bei 229 EUR. Für verbilligte 
oder unentgeltliche Mahlzeiten 2015 sind 

· für ein Frühstück 1,63 EUR und 
· für ein Mittag- oder Abendessen 3,00 EUR 

anzusetzen. 
Unterkunft und Miete als Sachbezug 
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Der Wert für Unterkunft oder Mieten steigt ab 1.1.2015 von 221 EUR auf 223 
EUR. Damit sind für den Quadratmeter im Jahr 2015 3,92 EUR und bei einfacher 
Ausstattung 3,20 EUR je Quadratmeter anzusetzen. 
Sofern der Tabellenwert nach Lage des Einzelfalls unbillig wäre, kann der Wert 
der Unterkunft auch mit dem ortsüblichen Mietpreis bewertet werden. 
Neue Sachbezugswerte sind ab 1.1.2015 anzusetzen 
Die geänderte SvEV trat am 1.1.2015 in Kraft. Die neuen Sachbezugswerte 2015 
können bereits ab dem ersten Abrechnungsmonat des Jahres 2015 angewendet 
werden. Die Sachbezüge sind 2015 in Höhe der neu festgesetzten Werte einheit-
lich sowohl steuerpflichtig als auch beitragspflichtig in der Sozialversicherung. 
 
 
4. Elektronische Kontoauszüge: Aufbewahrung und 

Archivierung 
 
Banken übermitteln Kontoauszüge an ihre Kunden zunehmend nur in 
digitaler Form. Da es sich hierbei um originär digitale Dokumente handelt, 
müssen sie aufbewahrt werden. Der Ausdruck des elektronischen Konto-
auszugs und die anschließende Löschung des digitalen Dokuments ver-
stoßen gegen die gesetzlichen Aufbewahrungspflichten. 
Der Grund: Der Ausdruck stellt nur eine Kopie des elektronischen Kontoauszugs 
dar; beweisrechtlich ist er einem originären Papierkontoauszug nicht gleichge-
stellt. 
Bücher und andere erforderliche Aufzeichnungen können grundsätzlich auch auf 
Datenträgern geführt werden. Die Form der Buchführung und das dabei ange-
wandte Verfahren müssen jedoch den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung (GoB) und ordnungsmäßiger DV-gestützter Buchführungssysteme (GoBS) 
entsprechen. Diese Grundsätze sind vor allem für den Fall der maschinellen 
Weiterverarbeitung der Kontoauszugsdaten zu beachten. 
Die ausschließlich digitale Aufbewahrung setzt voraus, dass standardisierte 
Sicherheitsverfahren eingesetzt werden und die Verfahren und die vorhandenen 
Daten den Anforderungen hinsichtlich der Vollständigkeit, Richtigkeit und 
Unveränderbarkeit entsprechen. 
Gehen Unterlagen in digitaler Form ein, sind sie in dieser Form aufzubewahren. 
Innerhalb der Aufbewahrungsfrist dürfen sie nicht verändert oder gelöscht wer-
den. Bei elektronischen Kontoauszügen müssen deshalb insbesondere folgende 
Kriterien erfüllt sein: 

· Während der Aufbewahrungsfrist müssen die Daten jederzeit verfügbar 
sein und unverzüglich lesbar gemacht werden können. Dies gilt auch für 
die gesetzlich geregelten Befugnisse der Finanzbehörde (Datenzugriff). 

· Die System- und Verfahrensdokumentation muss erkennen lassen, auf 
welche Weise elektronische Eingangsdokumente aufbewahrt, archiviert 
und weiterverarbeitet werden. 

· Das eingesetzte DV-Verfahren muss gewährleisten, dass alle Informatio-
nen, die einmal in den Verarbeitungsprozess eingeführt worden sind, er-
fasst und zudem nicht mehr unterdrückt oder ohne Kenntlichmachung 
überschrieben, gelöscht, geändert oder verfälscht werden können. Bei 
originär digitalen Dokumenten muss hard- und softwaremäßig sicherge-
stellt sein, dass eine Bearbeitung während des Übertragungsvorgangs auf 
das Speichermedium nicht möglich ist. 

· Der Buchführungspflichtige muss Verfahrenskontrollen zur Überprüfung 
der Vollständigkeit und Richtigkeit der Geschäftsvorfälle sowie deren Be-
stätigung durchführen. 

Werden Kontoumsatzdaten an den Bankkunden in auswertbaren Formaten (z. B. 
als xls- oder csv-Datei) übermittelt, dient dies in der Regel der maschinellen 
Weiterverarbeitung der Umsatzdaten im empfangenden System. Bei dieser Form 
der Übermittlung muss die Unveränderbarkeit der empfangenen Daten von der 
Einspielung in das System bis zum erfassten und verarbeiteten Buchungssatz 
sichergestellt sein. Soweit also Kontoinformationen in digitaler Form an DV-
gestützte Buchführungssysteme übermittelt werden, sind sie dort aber – z. B. in 
Form von Buchungssatzvorschlägen – änderbar oder unterdrückbar, ist allein die 
digitale Aufbewahrung der xls- oder csv-Datei nicht ausreichend. Das eingesetz-
te System muss die Unveränderbarkeit der Daten bis zur buchungsmäßigen 
Verarbeitung des Geschäftsvorfalls gewährleisten und dies muss auch in der 
Verfahrensdokumentation entsprechend beschrieben werden. 
 
 
5. Wird der Mindestlohn eingehalten? Das Hauptzollamt 

prüft 
Durch den Mindestlohn haben Arbeitgeber seit 1.1.2015 zum einen neue 
Aufzeichnungspflichten. Zum anderen müssen aber auch die Sozialversi-
cherungsbeiträge entsprechend ermittelt und abgeführt werden. Das 
Hauptzollamt prüft, ob die Bestimmungen korrekt eingehalten werden. 
Aufzeichnungspflichten 
Arbeitgeber von geringfügig Beschäftigten sind verpflichtet, spätestens bis zum 
7. Kalendertag, der auf den Tag der Arbeitsleistung folgt, den Beginn, das Ende 
und die Dauer der täglichen Arbeitszeit aufzuzeichnen. Das gilt unabhängig von 
der Branche oder dem Wirtschaftszweig, dem sie angehören. 
Betriebsprüfungen 
Die Zollverwaltung ist durch den Gesetzgeber beauftragt worden, Schwarzarbeit, 
illegale Beschäftigung und Lohndumping zu bekämpfen. Ab 2015 setzt der 
gesetzlich vorgeschriebene Mindestlohn einen neuen Schwerpunkt. 
Die Betriebsprüfungen werden vom Arbeitsbereich Finanzkontrolle Schwarzar-
beit (FKS) der Hauptzollämter durchgeführt. Unterstützt werden die Prüfer z. B. 
durch die Agenturen für Arbeit, die Rentenversicherungsträger, die Arbeits-
schutzbehörden und die Finanzbehörden. 

Liegen konkrete Verdachtsmomente vor, sind die Prüfer des Hauptzollamtes 
verpflichtet, ein Straf- oder Ordnungswidrigkeitsverfahren einzuleiten. 
Kontrolle der Einhaltung sozialversicherungsrechtlicher Pflichten 
Arbeitgeber müssen bestimmte Melde-, Beitrags- und Aufzeichnungspflichten 
erfüllen. Das Hauptzollamt prüft u. a., ob die Arbeitsbedingungen nach dem 
Arbeitnehmerentsendegesetz, dem Mindestlohngesetz und dem Arbeitnehmer-
überlassungsgesetz eingehalten werden. Dazu zählen z. B. die Mindestlöhne, 
der Mindesturlaub und die Zahlung von Sozialkassenbeiträgen. 
Kontrolle von Leistungsmissbrauch und Steuerhinterziehung 
Das Hauptzollamt kontrolliert, ob die bei einer Prüfung angetroffenen Personen 
zu Unrecht Sozialleistungen erhalten und oder erhalten haben. Vielfach handelt 
es sich dabei um Arbeitslosengeld oder Arbeitslosengeld II. 
Darüber hinaus wird geprüft, ob Anhaltspunkte für die Verletzung von steuerli-
chen Pflichten vorliegen. 
Mitwirkung bei der Prüfung 
Arbeitgeber können zu einem schnellen und reibungslosen Ablauf der Prüfung 
beitragen. Dafür sollten sie die 
· Prüfer bei der Personenerfassung unterstützen, 
· geforderten Unterlagen vorgelegen und 
· erforderlichen Auskünfte erteilen. 
In bestimmten Wirtschaftszweigen, z. B. Bau-, Gaststätten-, Gebäudereini-
gungs- oder Speditionsgewerbe, besteht die Pflicht, Ausweispapiere mitzufüh-
ren und den Prüfern auf Verlangen vorzulegen. Die Pflicht gilt für alle tätigen 
Personen, also auch für Selbstständige und Arbeitgeber. 

Arbeitgeber sind verpflichtet, jeden ihrer Arbeitnehmer nachweislich und schrift-
lich auf die Mitführungspflicht hinzuweisen, den Hinweis aufzubewahren und den 
Prüfern vorzulegen. 
 
 
6. Verletzung von Ermittlungspflichten: Finanzamt darf 

Bescheid nicht ändern. Oder doch? 
Das Finanzamt darf einen Änderungsbescheid zuungunsten des Steuer-
pflichtigen wegen neuer Tatsachen grundsätzlich nicht erlassen, wenn ihm 
die Tatsache infolge Verletzung von Ermittlungspflichten verborgen ge-
blieben ist. Das verbietet der Grundsatz von Treu und Glauben. Ausnahme: 
Die Verletzung der Mitwirkungspflicht durch den Steuerpflichtigen wiegt 
schwerer. 
Hintergrund 
Der Kläger erklärte in der Einkommensteuererklärung für das Jahr 2008 Schuld-
zinsen in Höhe von 34.073 EUR. Beigefügt war eine Abrechnung der Bank vom 
6.4.2009 für das 1. Quartal 2009. Da in dieser Abrechnung auch Zinsen für die 
"Vorperiode (2008)" von mehr als 34.522 EUR ausgewiesen waren, berücksich-
tigte das Finanzamt die Schuldzinsen wie beantragt. 
Bei der Veranlagung für 2009 stellte sich aufgrund einer Zinsbescheinigung der 
Bank vom 6.12.2011 heraus, dass der Kläger im Jahr 2008 tatsächlich nur 
Schuldzinsen in Höhe von 16.081 EUR gezahlt hatte. Das Finanzamt änderte 
den bereits bestandskräftigen Einkommensteuerbescheid 2008 wegen einer 
neuen Tatsache zuungunsten des Klägers. Der Kläger ist der Ansicht, das 
Finanzamt hätte wegen der Verletzung der Amtsermittlungspflicht den Bescheid 
nicht korrigieren dürfen. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht schloss sich dem Finanzamt an und hat entschieden, dass 
der Bescheid für 2008 geändert werden durfte. Der Grundsatz von Treu und 
Glauben steht dem nicht entgegen. 
Es liegt zum einen eine neue Tatsache vor. Bei Erlass des ursprünglichen 
Bescheids waren die tatsächlich im Jahr 2008 gezahlten Zinsen dem zuständi-
gen Sachbearbeiter nicht bekannt. 
Zum anderen liegt keine die Änderung ausschließende Pflichtverletzung vor. 
Zwar hätte der Sachbearbeiter angesichts der Verzugszins-
/Gebührenabrechnung für das 1. Quartal 2009 bei etwas Überlegung auch zu 
dem Schluss kommen können, dass Verzugszinsen in dem dort bezeichneten 
Zeitraum nur entstanden sein können, wenn Zahlungen im Jahr 2008 nicht 
vollständig erfolgt sind. Diese Pflichtverletzung wurde jedoch durch die Verlet-
zung der Mitwirkungspflicht des Klägers überlagert. 
 
 
7. Nach Teil-Einspruchsentscheidung kein erneuter Ein-

spruch möglich 
Ergeht vor Ablauf der Einspruchsfrist eine Teil-Einspruchsentscheidung, 
ist ein nochmaliger Einspruch nicht zulässig. 
Hintergrund 
In ihrer Einkommensteuererklärung machten Ehepartner u. a. Reisekosten 
geltend, die das Finanzamt aber nur zu 80 % anerkannte. Sie legten Einspruch 
ein, allerdings nur gegen die Kürzung der als außergewöhnliche Belastung 
geltend gemachten Krankheitskosten um die zumutbare Belastung, nicht wegen 
der nicht anerkannten Reisekosten. 
Das Finanzamt erließ noch vor Ablauf der Einspruchsfrist eine Teil-
Einspruchsentscheidung. Der Einspruch wurde, soweit er nicht die Kürzung der 
außergewöhnlichen Belastungen betraf, als unbegründet zurückgewiesen; das 
Finanzamt wies darüber hinaus darauf hin, dass die Eheleute ansonsten keine 
Einwände gegen die Steuerfestsetzung erhoben hätten. 
Noch innerhalb der Einspruchsfrist legten die Ehegatten erneut Einspruch gegen 
den Einkommensteuerbescheid ein und beantragten jetzt die Berücksichtigung 
der Fahrtkosten. 
Das Finanzamt verwarf den zweiten Einspruch als unzulässig. Auch vor dem 
Finanzgericht hatten die Ehepartner keinen Erfolg; es wies die Klage mit der 



 
 
Begründung ab, ein erneuter Einspruch innerhalb der Einspruchsfrist sei unzu-
lässig, wenn der erste Einspruch innerhalb der Rechtsbehelfsfrist durch Teil-
Einspruchsentscheidung abgewiesen worden ist. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof wies die Revision als unbegründet zurück und entschied, 
dass das Finanzamt den zweiten Einspruch zu Recht als nicht zulässig verwor-
fen hat. 
Zwar ist gegen Steuerbescheide der Einspruch statthaft. Soweit das Einspruchs-
verfahren jedoch durch eine wirksame Einspruchsentscheidung abgeschlossen 
wird, können Verwaltungsakten nur noch mit der Klage angefochten werden. Ein 
erneuter Einspruch gegen die Steuerfestsetzung ist nicht mehr zulässig. 
Eine Auslegung des zweiten Einspruchs als Klage gegen die Einkommensteuer-
festsetzung in der Gestalt der Teileinspruchsentscheidung lehnt der Bundesfi-
nanzhof für den Streitfall ab. Denn die Eheleute hatten ausdrücklich Einspruch 
eingelegt und nicht den Willen zu einer gerichtlichen Überprüfung der Teil-
Einspruchsentscheidung erkennen lassen. Schließlich lagen auch die Voraus-
setzungen für eine schlichte Änderung nicht vor. Denn die Eheleute hatten erst 
nach Ablauf der Klagefrist ihre Änderungswünsche betreffend die Reisekosten 
konkretisiert. 
 
 
8. Übungsleiterfreibetrag: Für welche Tätigkeiten gilt er? 
Wer nebenberuflich ausbildet, erzieht, pflegt oder betreut, kann für seine 
Einnahmen einen Übungsleiterfreibetrag von 2.400 EUR pro Jahr abziehen. 
Aber nicht alle Tätigkeiten fallen unter die Steuerbefreiung und nicht jedes 
nebenberufliches Engagement ist steuerlich begünstigt. 
Wer Einnahmen aus einer nebenberuflichen Tätigkeit als Übungsleiter, Ausbil-
der, Erzieher, Betreuer oder aus vergleichbaren Tätigkeiten, sowie aus nebenbe-
ruflichen künstlerischen Tätigkeiten und Pflegetätigkeiten hat, für den sieht das 
Gesetz einen Übungsleiterfreibetrag von 2.400 EUR pro Jahr vor. 
Betreuung, Vormundschaft, Pflege 
Der Übungsleiterfreibetrag darf nur gewährt werden, wenn mit der Tätigkeit ein 
direkter pädagogisch ausgerichteter persönlicher Kontakt zu den betreuten 
Menschen hergestellt wird. Deshalb gilt er nicht für Aufwandsentschädigungen, 
die an ehrenamtliche rechtliche Betreuer, ehrenamtlich tätige Vormünder und 
ehrenamtliche Pfleger gezahlt werden. 
Hauswirtschaftliche oder betreuende Hilfstätigkeiten 
Diese Tätigkeiten für alte oder behinderte Menschen, bei denen keine körperli-
che Pflege stattfindet, werden regelmäßig vom Übungsleiterfreibetrag erfasst. 
Dazu gehören z. B. Putzen der Wohnung, Kochen, Einkaufen etc. 
Nicht begünstigt sind jedoch reine Hilfsdienste im Reinigungsdienst oder in der 
Küche von Altenheimen, Krankenhäusern und Behinderteneinrichtungen; in 
diesen Fällen findet keine häusliche Betreuung im engeren Sinne statt und es 
besteht kein unmittelbarer persönlicher Bezug zu den gepflegten Menschen. 
Auch Küchenmitarbeiter in sog. Waldheimen können für ihre Einnahmen nicht 
den Übungsleiterfreibetrag beanspruchen. 
Fahrdienste 
Der Übungsleiterfreibetrag gilt darüber hinaus nicht für Notfallfahrdienste bei 
Blut- und Organtransporten sowie für die Tätigkeiten als Patientenfürsprecher 
und Versichertenältester. Mahlzeitenbringdienste sind ebenfalls nicht begünstigt. 
Hausnotrufdienste 
Wer sich nebenberuflich im sog. Hintergrunddienst eines Hausnotrufdienstes 
engagiert, kann den Übungsleiterfreibetrag in der Regel nicht beanspruchen. 
Denn hier werden nicht begünstigte Tätigkeiten ausgeübt (z. B. Wartung und 
Überprüfung der Hausnotrufgeräte). Der Freibetrag darf jedoch für den Anteil der 
Vergütung beansprucht werden, der auf tatsächliche Rettungseinsätze entfällt. 
Tätigkeit für Betriebe gewerblicher Art 
Ein nebenberufliches Engagement für einen Betrieb gewerblicher Art kann 
begünstigt sein, wenn der Betrieb gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen 
Zwecken folgt (z. B. Krankenhaus oder Kindergarten). 
Bahnhofsmission und Behindertentransporte 
Mitarbeiter der Bahnhofsmissionen können den Freibetrag nur für 60 % ihrer 
Einnahmen beanspruchen. Nur insoweit können begünstigte Pflege- und Be-
treuungsleistungen angenommen werden. Im Einzelfall kann aber auch ein 
anderer, nachgewiesener Satz zur Anwendung kommen. Für Fahrer und Beifah-
rer von Behindertentransporten liegt der Satz bei 50 % der Vergütungen. 
 
 
9. Mindestlohn: Neue Dokumentationspflichten unbe-

dingt beachten 
Arbeitgeber kennen bereits die Pflicht zum Führen von Entgeltunterlagen 
für Minijobber. Ab 1.1.2015 wird es eine weitere gesetzliche Dokumentati-
onspflicht geben. Damit soll das Einhalten der Mindestlohnbestimmungen 
kontrolliert werden. Bei Nichtbeachtung droht ein Bußgeld. 
Bereits bestehende Aufzeichnungspflichten 
Arbeitgeber müssen die für die Versicherungsfreiheit maßgebenden Angaben in 
den Entgeltunterlagen des Minijobbers aufzeichnen. Nachweise, aus denen die 
erforderlichen Angaben ersichtlich sind, sind zu den Entgeltunterlagen zu neh-
men. Es müssen also schon jetzt Dokumentationspflichten über die regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit und die tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden beachtet 
werden. 
Künftige Aufzeichnungspflichten bei Minijobbern 
Ab 1.1.2015 sind Arbeitgeber geringfügig Beschäftigter verpflichtet, 
· Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit 
· spätestens bis zum Ablauf des 7. auf den Tag der Arbeitsleistung folgen-

den Kalendertags 

zu dokumentieren und diese Aufzeichnung mindestens 2 Jahre lang aufzube-
wahren. 
Diese Aufzeichnungen sind zu den Entgeltunterlagen für die Sozialversicherung 
zu nehmen. Formvorschriften, wie die Unterlagen im Detail zu führen sind, gibt 
es jedoch nicht. 
Wann ein Bußgeld droht 
Wer als Arbeitgeber geringfügig Beschäftigter seinen Aufzeichnungs- und Do-
kumentationspflichten zukünftig nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in 
der vorgeschriebenen Weise nachkommt, handelt ordnungswidrig. Es droht ein 
Bußgeld von bis zu 30.000 EUR. 
 
 
10. Nebenberufliche Dienstleistung im Wellness- und 

Schönheitsbereich: Kein Gewinn, keine gewerbliche 
Tätigkeit 

Dienstleistungen im Wellness- bzw. Schönheitsbereich, die nur nebenbe-
ruflich angeboten werden und über Jahre keine Gewinne abwerfen, stellen 
keine gewerblichen Tätigkeiten dar. 
Hintergrund 
Die Klägerin ist Bankkauffrau und war in diesem Beruf zunächst in Vollzeit und 
danach in Teilzeit nichtselbstständig beschäftigt. Zum 1.11.1995 hatte sie ein 
Gewerbe angemeldet und verschiedene Dienstleistungen rund um Gesundheit, 
Wellness und Schönheit angeboten (u. a. Schönheitspflege, Bodyforming- und 
Nagelstudio, Vertrieb von Kosmetik und Modeschmuck, Feng Shui, Qi Gong und 
Reiki). In den Jahren 1995 bis 2003 erwirtschaftete sie ohne Ausnahme Verluste 
(insgesamt fast 100.000 EUR). Erst ab 2004 stellten sich (geringfügige) Gewinne 
ein. 
Das Finanzamt hatte die Verluste vorläufig anerkannt. Im Jahr 2005 versagte es 
den Verlustabzug endgültig. Der Grund: Bei den Nebenerwerbstätigkeiten der 
Klägerin handelt es sich um sog. Liebhaberei. 
Entscheidung 
Auch das Finanzgericht vertrat die Auffassung, dass die geltend gemachten 
Verluste aus Gewerbebetrieb wegen Liebhaberei nicht anzuerkennen sind. 
Die in den Streitjahren ausgeübten Einzeltätigkeiten (Nageldesign, Sonnenstu-
dio, Bodyforming, Feng Shui, Qi Gong usw.) sind jeweils gesondert für sich zu 
betrachten, und zwar u. a. deshalb, weil sie völlig unterschiedliche Kundenkreise 
bzw. Bedürfnisse ansprechen. Die steuerliche Berücksichtigung der Verluste 
scheitert deshalb zum einen daran, dass die Klägerin ihre Betriebsergebnisse 
nicht gesondert nach der jeweiligen Aktivität ermittelt hat. Vielmehr hat sie nicht 
danach differenziert, welche Ausgaben mit welchen Einnahmen in einem wirt-
schaftlichen Veranlassungszusammenhang standen. 
Zum anderen sind die Verluste auf die Art der Betriebsführung zurückzuführen. 
Für ihre Nebentätigkeiten hatte die Klägerin nur ein kleines Zeitfenster zur 
Erzielung von Umsätzen zur Verfügung, sodass sie nur geringe Erlöse erzielen 
konnte. Hinzu kommt, dass die Klägerin ihre Dienstleistungen nicht von einem 
Geschäftslokal aus (mit Schaufenster usw.) angeboten hat, sondern von Zuhau-
se bzw. angemieteten Wohnräumen aus; wegen der abgelegen Lagen war die 
Gewinnung von Kundschaft kaum möglich gewesen. Darüber hinaus fehlte ein 
schlüssiges Betriebskonzept, wie mit den angebotenen Dienstleistungen Gewin-
ne erzielen lassen. 
 
 
11. Bilanzberichtigung: Subjektiver Fehlerbegriff wird 

aufgegeben 
Ist eine Steuerbilanz auch dann fehlerhaft, wenn der vom Steuerpflichtigen 
aufgestellten Bilanz eine rechtliche Beurteilung zugrunde liegt, die zwar 
objektiv unzutreffend ist, aus Sicht eines ordentlichen und gewissenhaften 
Kaufmanns im Zeitpunkt der Aufstellung jedoch vertretbar war? 
Der Große Senat des Bundesfinanzhofs hat diese umstrittene Frage bejaht und 
entschieden, dass die objektive Rechtslage maßgebend ist – und damit den 
subjektiven Fehlerbegriff aufgegeben. Die Entscheidung hat große praktische 
Bedeutung, vor allem im Hinblick auf die steuerlichen Konsequenzen, die mit der 
Aufgabe des subjektiven Fehlerbegriffs für die Bilanzierungspraxis verbunden 
sind. 
Die bisherige Rechtslage 
Bisher konnte eine durch eine Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs geänderte 
Verwaltungsauffassung zu einer bestimmten Rechtsfrage frühestens in der 
ersten Bilanz berücksichtigt werden, die nach dem Datum der Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs aufzustellen war; spätestens in der ersten nach der amtlichen 
Veröffentlichung der Entscheidung im Bundessteuerblatt aufzustellenden Bilanz. 
Hatte der Steuerpflichtige bis zur amtlichen Veröffentlichung keine Bilanzberich-
tigung vorgenommen, konnte er dies rückwirkend bis zur ersten nach dem 
Entscheidungsdatum aufgestellten Bilanz nachholen. Darüber hinaus kam eine 
rückwirkende Berichtigung von Bilanzen nicht in Betracht. Aufgrund des subjekti-
ven Fehlerbegriffs wurde davon ausgegangen, dass bis zur Änderung der Ver-
waltungsauffassung die Bilanz als subjektiv richtig zu werten war. 
Die neue Rechtslage 
Hinsichtlich bilanzieller Rechtsfragen hat der Große Senat des Bundesfinanzhofs 
den subjektiven Fehlerbegriff aufgegeben. Auch wenn die rechtliche Beurteilung 
des Steuerpflichtigen aus der Sicht eines ordentlichen und gewissenhaften 
Kaufmanns im Zeitpunkt der Bilanzaufstellung vertretbar war, ist das Finanzamt 
nur an die objektiv richtige Rechtslage am Bilanzstichtag gebunden. 
Eine Bilanzberichtigung ist bei Änderung der Verwaltungsauffassung grundsätz-
lich ab der ersten noch änderbaren Bilanz möglich. Die Bilanzberichtigung muss 
vom Steuerpflichtigen selbst vorgenommen werden; das Finanzamt ist jedoch 
berechtigt und verpflichtet, eine eigenständige Gewinnermittlung der Besteue-
rung zugrunde zu legen. 



 
 
 
 
12. Einspruch: Eine einfache E-Mail soll genügen 
Ein Einspruch kann auch durch eine einfache E-Mail eingelegt werden. Die 
obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder halten insoweit an 
ihrer Auffassung fest. 
Hintergrund 
Das Finanzgericht Hessen hatte entschieden, dass eine Einspruchseinlegung 
mittels einfacher E-Mail ausgeschlossen ist. Grund ist nach Ansicht des Gerichts 
das Gesetz zur Förderung der elektronischen Verwaltung sowie zur Änderung 
weiterer Vorschriften vom 25.7.2013, das die qualifizierte DE-Mail ausdrücklich 
zugelassen hat. 
Auffassung der Verwaltung 
Nach der gesetzlichen Regelung ist zwar ein Einspruch schriftlich oder elektro-
nisch einzureichen oder zur Niederschrift zu erklären. Die Begriffe "schriftlich 
oder elektronisch" erfassen jedoch auch einfache Formen elektronischer Kom-
munikation. 
Darüber hinaus handelt es sich bei dem Urteil des Hessischen Finanzgerichts 
um eine nicht rechtskräftige Entscheidung. Die Revision ist beim Bundesfinanz-
hof anhängig. Außerdem sind in einem weiteren gesetzlichen Vorhaben weitere 
Maßnahmen zur Erleichterung der elektronischen Kommunikation mit den Fi-
nanzbehörden geplant. 
 


